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A. Auftrag  

1. Mit Schreiben vom 19. Februar 2025 erteilten uns der Vorstand der 

Continental Aktiengesellschaft mit Sitz in Hannover 

(nachfolgend auch „AG“) 

und der Vorstand der  

Continental Automotive Holding SE   

mit Sitz in München 

(nachfolgend auch „SE“) 

gemeinsam den Auftrag, die Rechtmäßigkeit der Abspaltung, konkret des am 13. März 2025 no-

tariell beurkundeten Abspaltungs- und Übernahmevertrags (nachfolgend auch „AÜV“) zwischen 

der AG als übertragende Gesellschaft und der SE als übernehmende Gesellschaft zu prüfen (nach-

folgend auch „Prüfung“). Die gerichtliche Bestellung unserer Gesellschaft, der Pricewaterhouse-

Coopers GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, als gemeinsame Abspaltungsprüferin (nachfol-

gend auch „Prüferin“), erfolgte durch Beschluss des Landgerichts Hannover vom 9. Januar 2025 

(§ 10 iVm. § 60 iVm. § 125 Abs. 1 iVm. § 123 Abs. 2 Nr. 1 UmwG iVm. Art. 9 Abs. 1 c) ii) SE-VO1). 

2. Anlass für die gesetzlich bestimmte Prüfung ist der notariell beurkundete AÜV. Hier besteht die 

Besonderheit, dass die AG das Abspaltungsvermögen durch eine vorgeschaltete Verschmelzung 

ihrer 100% Tochtergesellschaft, der Continental Automotive GmbH, Hannover (nachfolgend 

auch „CA GmbH“), auf die AG erst erhält. Mithin steht die Abspaltung unter dem Vorbehalt des 

Wirksamwerdens dieser Verschmelzung. Die nachfolgenden Feststellungen gehen aus Darstel-

lungsgründen davon aus, dass diese Verschmelzung bereits wirksam geworden ist. 

3. Als Abspaltungsvermögen ist im AÜV die 100% Beteiligung der AG (nach Verschmelzung) an der 

Continental Automotive Technologies GmbH, Hannover (nachfolgend auch „CAT“) sowie die 

Vertragsposition als Obergesellschaft aus dem Beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrag 

(nachfolgend auch „BGAV“) zwischen der AG (nach Verschmelzung) als herrschendem Unter-

nehmen und der Continental Automotive Technologies GmbH als beherrschtem Unternehmen 

(nachfolgend zusammen auch „Abspaltungsvermögen“) bestimmt. Als Gegenleistung gewährt 

                                                                                                          

1     Aus Gründen der Lesbarkeit werden die Verweisungsnormen des Art. 9 Abs. 1 c) ii) SE-VO auf Vorschrif-

ten des UmwG und des AktG sowie des § 125 Abs. 1 UmwG auf Bestimmungen des UmwG über Vorschrif-

ten zur Verschmelzung grds. nicht mitgeführt. 
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die übernehmende SE den Aktionären der übertragenden AG neue auf den Namen lautende 

Stückaktien (Abspaltung zur Aufnahme gemäß § 123 Abs. 2 Nr. 1 UmwG). Die Hauptversamm-

lungen der AG und der SE haben jeweils durch Beschluss über die Zustimmung zum AÜV zu ent-

scheiden (§ 13 Abs. 1 UmwG1). 

4. Über Art und Umfang sowie das Ergebnis der Prüfung hat die Prüferin in einem Bericht, der für 

die AG und die SE gemeinsam erstattet werden kann, schriftlich zu berichten (§ 12 Abs. 1 

UmwG). In dem Bericht sind Feststellungen zur Prüfung der Rechtmäßigkeit des AÜV zu treffen 

und insbesondere eine Erklärung zur Angemessenheit des vorgeschlagenen Umtauschverhältnis-

ses abzugeben (§ 12 Abs. 2 UmwG). Die grds. zu beachtenden Mindestangaben zur Angemessen-

heit des Umtauschverhältnisse sind in § 12 Abs. 2 UmwG bestimmt2. Je ein Bericht ist für den 

Vorstand der AG und den Vorstand der SE auszufertigen und dient der Verwendung im Rahmen 

der Vorbereitung, Einberufung und Durchführung der jeweiligen Hauptversammlung (§ 63 Abs. 

1 Nr. 5 und § 64 Abs. 1 UmwG) sowie der Einreichung bei dem jeweils zuständigen Handelsre-

gister zwecks Eintragung der Abspaltung in das jeweilige Handelsregister (§ 146 Abs. 2 Nr. 2 

UmwG). Jeder darf den Bericht zu Informationszwecken ab dessen Einreichung bei Gericht ein-

sehen (§ 9 Abs. 1 HGB). 

5. Für die Durchführung der Prüfung und unsere Verantwortlichkeit sind, auch mit Wirkung gegen-

über Dritten, die diesem Bericht als Anlage beigefügten Allgemeinen Auftragsbedingungen für 

Wirtschaftsprüferinnen, Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften vom 1. Januar 

2024 vereinbart. 

6. Unsere Prüfung haben wir im Zeitraum von Februar 2025 bis März 2025 durchgeführt. 

7. Von den beiden Vorständen und den von ihnen jeweils beauftragten Mitarbeitern sind uns alle 

verlangten Dokumente, Unterlagen, Aufklärungen und Nachweise erbracht worden. Insbeson-

dere hat uns Folgendes vorgelegen: 

a) Am 13. März 2025 notariell beurkundeter Abspaltungs- und Übernahmevertrag nebst Anla-

gen, insbesondere  

• der Beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrag zwischen der CA GmbH und der 

CAT vom 15. Februar 2021 in der Fassung vom 28. November 2022 und  

                                                                                                          

1     Zu den besonderen Vorschriften einer SE-HV, siehe vorab die Artikel 46 ff. SE-VO.  

2     Der Prüfer kann sich in seinem Prüfungsbericht im Regelfall auf diese Mindestangaben beschränken, Lan-

fermann, in: Kallmeyer, UmwG, 8. Auflage, 2024, § 12 Rn. 4 ff.; Zeidler, in: Semler/Stengel/Leonard, 

UmwG, 5. Auflage, 2021, § 12 Rn. 6 ff. 
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• die abspaltungsbedingt zu ändernde Fassung der Satzung der SE; 

b) Handelsregisterauszug der AG vom 13. März 2025; 

c) Handelsregisterauszug der SE vom 13. März 2025; 

d) Handelsregisterauszüge der CA GmbH und der CAT, jeweils vom 13. März 2025; 

e) Satzung der AG idF. vom 26. April 2024;  

f) Satzung der SE idF. vom 25. Februar 2025; 

g) Gesellschafterliste iSd. § 40 GmbHG der CAT in der am 3. Juni 2022 notariell bescheinigten 

Fassung; 

h) Auszug aus dem Aktienregister der SE iSd. § 67 AktG vom 13. März 2025; 

i) Nachweise zu den Angaben über die Folgen der Abspaltung für die Arbeitnehmer und ihre 

Vertretungen sowie die insoweit vorgesehenen Maßnahmen iSd. § 126 Abs. 1 Nr. 11 

UmwG; 

j) Gemeinsamer Spaltungsbericht der Vorstände der AG und der SE iSd. § 127 UmwG vom 

13. März 2025, insbesondere mit den Erläuterungen des Zuteilungsverhältnisses iSd. § 126 

Abs. 1 Nr. 3 UmwG (nachfolgend auch „Spaltungsbericht“); 

k) Am 13. März 2025 unter UVZ 164/2025 des Notars Dr. Florian Hartl, Hannover, notariell 

beurkundeter Verschmelzungsvertrag zwischen der CA GmbH und der AG; 

l) Geprüfter und mit einem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehener Jahresab-

schluss und zusammengefasster Lagebericht der AG für das Geschäftsjahr 2024.   

8. Beide Vorstände haben uns eine gemeinsam unterzeichnete berufsübliche Vollständigkeitserklä-

rung zu unserer Prüfung erteilt. 
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B. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung 

I. Gegenstand der Prüfung 

9. Gegenstand der Prüfung ist der AÜV (§ 9 Abs. 1 iVm. § 125 Abs. 1 iVm. § 126 UmwG). 

10. Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs1 und der ganz herrschenden Auffassung in der 

umwandlungsrechtlichen Literatur2 ist der AÜV auf seine Rechtmäßigkeit, dh. auf seine inhaltli-

che Vollständigkeit und Richtigkeit, zu prüfen. Materieller Schwerpunkt ist dabei die Prüfung der 

Angemessenheit des Umtauschverhältnisses gemäß § 12 iVm. § 126 Abs. 1 Nr. 3 UmwG.  

11. Die Prüfung der Vollständigkeit3 des AÜV erstreckt sich darauf, ob die im Einzelfall erforderlichen 

gesetzlich bestimmten Angaben enthalten sind. Bei AG und SE als beteiligte Gesellschaften der 

Abspaltung kommen grundsätzlich die allgemeinen gesetzlich bestimmten Angaben des § 126 

Abs. 1 und Abs. 2 UmwG und die Angabe eines Barabfindungsangebots gemäß § 29 Abs. 1 UmwG 

in Betracht. Fakultative Angaben im AÜV können auf ihre Vollständigkeit naturgemäß nicht ge-

prüft werden. 

12. Die Prüfung der Richtigkeit4 der erforderlichen gesetzlich bestimmten Angaben und der fakulta-

tiven Angaben im AÜV erstreckt sich darauf, ob diese Angaben inhaltlich beziehungsweise sach-

lich richtig und in sich widerspruchsfrei sind5. 

13. Vorliegend ist eine Barabfindung nicht anzubieten, weil kein Sachverhalt gemäß § 29 Abs. 1 

UmwG für ein solches Angebot vorliegt6. Mithin hat auch keine Prüfung gemäß § 30 Abs. 2 UmwG 

zu erfolgen. Siehe unsere diesbezüglichen Feststellungen in Textziffer 28. 

                                                                                                          

1     BGH-Urteil vom 22.05.1989 in AG 1989, S. 399. 

2     Winter, in: Schmitt/Hörtnagl, 10. Auflage, 2024, § 9 Rn. 7 mwN.; Lanfermann, aaO., § 9 Rn. 17 mwN.; 

Drygala, in: Lutter, UmwG, 7.Auflage, 2024, § 9 Rn. 9; Zeidler, aaO., § 9 Rn. 25. 

3     Lanfermann, aaO., § 9 Rn. 12; Drygala, aaO., § 9 Rn. 9; Zeidler, aaO., § 9 Rn. 26. 

4     Lanfermann, aaO., § 9 Rn. 20f.; Drygala, aaO., § 9 Rn. 9; Zeidler, aaO., § 9 Rn. 27. 

5     Fromholzer, in: BeckOGK, UmwG, Stand: 01.01.2025, § 9 Rn. 48 mwN. 

6     Zu Einzelheiten siehe die relevanten nachfolgenden Prüfungsfeststellungen unter C. 
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14. Schließlich soll darauf hingewiesen werden, dass die Abspaltungsprüfung nicht die Ordnungs-

mäßigkeit des Hergangs des Abspaltungsverfahrens und des Spaltungsberichts1 iSd. § 127 UmwG 

und nicht die Beurteilung der Zweckmäßigkeit oder Wirtschaftlichkeit der Abspaltung2 umfasst.  

II. Verantwortung der Verfahrensbeteiligten und des Abspaltungsprüfers 

1. Verantwortung der Verfahrensbeteiligten für die Rechtmäßigkeit des Abspal-

tungs- und Übernahmevertrags 

15. Die Verantwortung für die Rechtmäßigkeit des AÜV liegt bei den Verfahrensbeteiligten. Sie um-

fasst auch die Verwendung einer angemessenen Grundlage für die Ermittlung eines angemesse-

nen Umtauschverhältnisses sowie die Vornahme von Schätzungen, die unter den gegebenen Um-

ständen angemessen sind. 

2. Verantwortung des Wirtschaftsprüfers als Abspaltungsprüfer 

16. Wir haben unsere Prüfung unter Beachtung des International Standard on Assurance Engage-

ments (ISAE) 3000 (Revised) für eine betriebswirtschaftliche Prüfung vorgenommen. Danach 

haben wir den Auftrag so zu planen und durchzuführen, dass wir mit hinreichender Sicherheit 

beurteilen können, ob der AÜV rechtmäßig ist.  

17. Bei unserer Prüfung haben wir die deutschen berufsrechtlichen Vorschriften zur Unabhängigkeit 

sowie weitere berufsrechtliche Verhaltensanforderungen beachtet. 

18. Unsere Wirtschaftsprüfungsgesellschaft wendet die nationalen gesetzlichen Regelungen und be-

rufsständischen Verlautbarungen – insbesondere der Berufssatzung für Wirtschaftsprüfer und 

vereidigte Buchprüfer (BS WP/vBP) sowie des vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) heraus-

gegebenen IDW Qualitätsmanagementstandard 1 „Anforderungen an das Qualitätsmanagement 

in der Wirtschaftsprüferpraxis“ (IDW QMS 1) – an und unterhält dementsprechend ein umfang-

reiches Qualitätsmanagementsystem, das dokumentierte Regelungen und Maßnahmen in Bezug 

auf die Einhaltung beruflicher Verhaltensanforderungen, beruflicher Standards sowie maßge-

bender gesetzlicher und anderer rechtlicher Anforderungen umfasst. 

                                                                                                          

1     HM. unter Hinweis auf den klaren Wortlaut des § 9 Abs. 1 UmwG, so Winter, aaO., § 9 Rn. 5 mwN.; fer-

ner Lanfermann, aaO., § 9 Rn. 11 mwN.; auch Drygala, aaO., § 9 Rn. 13 mwN., Zeidler, aaO., § 9 Rn. 17 

ff. 

2     Winter, aaO., § 9 Rn. 7; Lanfermann, aaO., § 9 Rn. 11; Drygala, aaO., § 9 Rn. 12. 
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III. Art und Umfang der Prüfung 

19. Die Prüfung unter Beachtung des ISAE 3000 (Revised) für eine betriebswirtschaftliche Prüfung 

zur Erlangung einer hinreichenden Sicherheit beinhaltet die Durchführung von Prüfungshand-

lungen, um ausreichende und geeignete Prüfungsnachweise zu erlangen, ob der AÜV rechtmäßig 

ist. Die Auswahl der Prüfungshandlungen liegt im pflichtgemäßen Ermessen des Wirtschaftsprü-

fers. Im Rahmen unseres Auftrags haben wir unter anderem die im Abschnitt C. dargestellten 

Prüfungshandlungen durchgeführt. 

20. Bei unserer Prüfung haben wir uns auch an der aufgehobenen und bisher nicht ersetzten Stel-

lungnahme 6/1988 des Hauptfachausschusses des Instituts der Wirtschaftsprüfer „Zur Ver-

schmelzungsprüfung nach § 340b Abs. 4 AktG“1 orientiert. Der dort genannte § 340b Abs. 4 AktG 

wurde mit Wirkung vom 1. Januar 1995 durch § 12 UmwG sachlich und inhaltsgleich ersetzt. 

21. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeig-

net sind, um als Grundlage für unser Prüfungsergebnis zu dienen. 

 

                                                                                                          

1     IDW HFA 6/1988, WPg 1989, S. 42, 43. 
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C. Prüfungsvorgehen und Feststellungen 

I. Prüfung der Rechtmäßigkeit des Abspaltungs- und Übernahmevertrags 

1. AG und SE als abspaltungsfähige Gesellschaften / Vertragsparteien 

22. Wir haben geprüft, ob die AG und die SE abspaltungsfähige Gesellschaften gemäß § 3 Abs. 1 iVm. 

§ 124 Abs. 1 UmwG iVm. Art. 9 Abs. 1 c) ii) SE-VO sind und folglich Parteien eines Abspaltungs- 

und Übernahmevertrags sein können. 

23. Die AG in der Rechtsform der Aktiengesellschaft ist gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 iVm. § 124 Abs. 1 

UmwG grds. abspaltungsfähig. Ihre Beteiligung an der Abspaltung als „übertragende“ Gesell-

schaft ist nicht gemäß § 141 UmwG verboten. Nach dieser Vorschrift darf eine Aktiengesellschaft, 

die weniger als zwei Jahre im Handelsregister eingetragen ist, nicht „übertragende“ Gesellschaft 

einer Abspaltung sein. Ausweislich des Handelsregisterauszugs vom 13. März 2025 besteht die 

AG als Aktiengesellschaft bereits länger als zwei Jahre vor Beginn des Abspaltungsverfahrens1. 

24. Die SE in der Rechtsform der Societas Europaea gemäß Art. 1 SE-VO kann gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 

iVm. § 124 Abs. 1 UmwG an einer Abspaltung „zur Aufnahme“ teilnehmen. Zwar wird sie in § 3 

Abs. 1 UmwG als beteiligungsfähige Gesellschaft nicht genannt. Nach wohl einhelliger Auffas-

sung im umwandlungsrechtlichen und SE-VO Schrifttum2 kann aber jedenfalls eine „beste-

hende“3 SE mit Blick auf die Verweisungsnorm des Art. 9 Abs. 1 c) ii) SE-VO an einer Abspaltung 

zur Aufnahme nach dem UmwG beteiligt sein.   

  

                                                                                                          

1     Uneinheitlich wird die Frage beantwortet, welcher Einzelschritt im Rahmen der Abspaltung für das Fris-

tende maßgeblich ist. Vertreten wird insbesondere der Beschluss der HV der übertragenden Gesellschaft 

über die Zustimmung zum Abspaltungsvertrags(entwurf) und die Eintragung der Abspaltung in das Han-

delsregister der übertragenden Gesellschaft. Zum Meinungsstand siehe Brellochs, in: BeckOGK, UmwG, 

Stand: 01.04.2024, § 141 Rn. 34 mwN. 

2     Statt Vieler, Lieder, in: Lutter, UmwG, 7. Auflage, 2024, § 124 Rn. 9 mwN. 

3     Die Beteiligung einer SE als durch Abspaltung neu entstehender Gesellschaft ist ausgeschlossen, weil die 

Gründungstatbestände in der SE-VO abschließend geregelt sind, siehe, Lieder, aaO., § 124 Rn. 9 mwN. 
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2. Vollständigkeit und Richtigkeit der erforderlichen gesetzlich bestimmten Angaben 

a) Gesetzlich bestimmte Angaben 

25. Die grds. möglichen gesetzlich bestimmten Angaben in einem AÜV für die Abspaltung von einer 

AG als übertragende Gesellschaft auf eine SE als übernehmende Gesellschaft sind in § 126 Abs. 1 

Nr. 1 bis 11 iVm. Abs. 2, in § 29 Abs. 1 iVm. § 125 Abs. 1 UmwG, jeweils iVm. Art. 9 Abs. 1 c) ii) 

SE-VO und rechtsformspezifisch in § 35 Satz 1 iVm. § 125 Abs. 1 UmwG bestimmt.  

26. Zunächst haben wir geprüft, welche der hiernach möglichen gesetzlich bestimmten Angaben 

für die vorliegende Abspaltung erforderlich bzw. nicht erforderlich sind: 

27. Erforderliche gesetzlich bestimmte Angaben: 

(1) Angabe der Firma und des Sitzes der übertragenden und der übernehmenden Gesellschaft 

(§ 126 Abs. 1 Nr. 1 UmwG). 

(2) Vereinbarung über die Übertragung des Abspaltungsvermögens der übertragenden Gesell-

schaft als Gesamtheit (§ 126 Abs. 1 Nr. 2 erster Teilsatz UmwG) und die genaue Bezeich-

nung und Aufteilung der Gegenstände des Aktiv- und Passivvermögens, die in die überneh-

mende Gesellschaft eingebracht werden sollen, sowie ggf. der übergehenden Betriebe und 

Betriebsteile unter Zuordnung zur übernehmenden Gesellschaft (§ 126 Abs. 1 Nr. 9 iVm. 

Abs. 2 UmwG). Ferner ist die Gewährung von Anteilen (Pflicht, Höhe und Art) an der über-

nehmenden Gesellschaft durch diese an die Aktionäre der übertragenden Gesellschaft zu 

vereinbaren (§ 126 Abs. 1 Nr. 2 letzter Teilsatz UmwG).  

Dieser letztgenannte Pflichtinhalt umfasst nicht die Angabe über die erforderliche abspal-

tungsbedingte Kapitalerhöhung zur Schaffung der von der übernehmenden Gesellschaft zu 

gewährenden neuen Anteile1. Um jedoch klarzustellen, dass es sich um eine Abspaltung 

handelt, zu deren Durchführung bei der übernehmenden Gesellschaft eine Kapitalerhö-

hung erforderlich ist (§ 69 Satz 1 iVm. § 125 Abs. 1 UmwG iVm. Art. 5 SE-VO) und zur 

Erläuterung der Angaben über die Gewährung von neuen Anteilen im Abspaltungsvertrag 

gemäß § 126 Abs. 1 Nr. 2 UmwG werden in der Praxis regelmäßig Angaben über die Kapi-

talerhöhung in den Abspaltungsvertrag aufgenommen. Zu den Prüfungsfeststellungen die-

ses fakultativen Inhalts siehe nachfolgend unter „fakultative Angaben“.   

(3) Angabe des Umtauschverhältnisses der Anteile und ggf. die Höhe der baren Zuzahlung 

(§ 126 Abs. 1 Nr. 3 UmwG) mit Aufteilung der Anteile auf die Anteilsinhaber der übertra-

genden Gesellschaft (§ 126 Abs. 1 Nr. 10 UmwG und rechtsformspezifisch ggf. § 35 

UmwG). Festzustellen ist, dass bei einer Abspaltung ein Anteilstausch im eigentlichen Sinn 

allerdings nicht stattfindet. Gemeint ist hier ein Umtausch in weiterem Sinn, nämlich, dass 

die Anteilsinhaber ihre wirtschaftliche Beteiligung an dem Verkehrswert des Abspaltungs-
vermögens gegen Anteile an der übernehmenden Gesellschaft eintauschen. Technisch wer-

den also keine Anteile getauscht, sondern neue Anteile zugeteilt. 

                                                                                                          

1     Sickinger/Lanfermann/Willemsen/Müller-Bonanni in: Kallmeyer UmwG, 8. Auflage, 2024, § 126 Rn. 60. 
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(4) Angabe der Einzelheiten für die Übertragung der Anteile an der übernehmenden Gesell-

schaft von dieser an die Anteilsinhaber der übertragenden Gesellschaft (§ 126 Abs. 1 Nr. 4 

UmwG). Anzugeben ist insbesondere die Herkunft der Anteile, wie diese übertragen wer-

den und welcher Gesellschaft die Kosten1 der Anteilsgewährung zugeordnet werden.  

(5) Angabe des Zeitpunkts, von dem an die, von der übernehmenden Gesellschaft an die An-

teilsinhaber der übertragenden Gesellschaft zu gewährende Anteile einen Anspruch auf ei-

nen Anteil am Bilanzgewinn gewähren, sowie alle Besonderheiten in Bezug auf diesen An-

spruch (§ 126 Abs. 1 Nr. 5 UmwG). 

(6) Angabe des Zeitpunkts, von dem an die Handlungen der übertragenden Gesellschaft be-

treffend das Abspaltungsvermögen als für Rechnung der übernehmenden Gesellschaft vor-

genommen gelten (Abspaltungsstichtag, § 126 Abs. 1 Nr. 6 UmwG). 

(7) Angabe der Rechte, welche die übernehmende Gesellschaft einzelnen Anteilsinhabern der 

übertragenden und/oder der übernehmenden Gesellschaft sowie den Inhabern besonderer 

Rechte wie Anteile ohne Stimmrechte, Vorzugsaktien, Mehrstimmrechtsaktien, Schuldver-

schreibungen und Genussrechte gewährt, oder die für diese Personen vorgesehenen Maß-

nahmen (§ 126 Abs. 1 Nr. 7 UmwG). Werden keine derartigen Rechte gewährt und sind 

keine Maßnahmen vorgesehen, sollte2 dies ausdrücklich festgestellt werden. 

(8) Angabe jeden besonderen Vorteils, der einem Mitglied eines Vertretungsorgans oder eines 

Aufsichtsorgans der an der Abspaltung beteiligten Gesellschaften, einem Abschlussprüfer 

oder dem Abspaltungsprüfer gewährt wird (§ 126 Abs. 1 Nr. 8 UmwG). Werden solche be-

sonderen Vorteile nicht bestimmt, sollte3 dies ausdrücklich festgestellt werden. 

(9) die genaue Bezeichnung und Aufteilung der Gegenstände des Aktiv- und Passivvermögens, 

die an die übernehmende Gesellschaft übertragen werden sollen, sowie ggf. der überge-

henden Betriebe und Betriebsteile unter Zuordnung zur übernehmenden Gesellschaft 

(§ 126 Abs. 1 Nr. 9 iVm. Abs. 2 UmwG); siehe bereits vorstehend unter (2). 

(10) Angabe der Aufteilung der Anteile auf die Anteilsinhaber der übertragenden Gesellschaft 

sowie der Maßstab für diese Aufteilung (§ 126 Abs. 1 Nr. 10 UmwG); siehe bereits vorste-

hend unter (3). 

(11) Angabe der Folgen der Abspaltung für die Arbeitnehmer und ihre Vertretungen der über-

tragenden und der übernehmenden Gesellschaft sowie die insoweit jeweils vorgesehenen 

Maßnahmen (§ 126 Abs. 1 Nr. 11 UmwG). 

  

                                                                                                          

1     Wird von einer verbreiteten Meinung im umwandlungsrechtlichen Schrifttum vertreten, siehe hierzu 

Verse, in: BeckOGK, UmwG, 01.01.2024, § 126 Rn. 60 mwN. 

2     Schroer/Greitemann, in: Semler/Stengel/Leonard, UmwG, 5. Auflage, 2021, § 126 Rn. 53: Eine Negativ-

aussage kann angesichts des Gesetzeswortlauts nicht verlangt werden, ist in der Praxis aber oft anzutref-

fen und empfehlenswert; ebenso Sickinger/Lanfermann/Willemsen/Müller-Bonanni, aaO., § 126 Rn. 17. 

3     Wie vorstehende Fußnote. 
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28. Nicht erforderliche gesetzlich bestimmte Angabe: 

Wir haben geprüft, ob der AÜV auch ein Barabfindungsangebot gemäß § 29 Abs. 1 iVm. § 125 

Abs. 1 UmwG iVm. Art. 9 Abs. 1 c) ii) SE-VO enthalten muss und folglich eine Prüfung der Ange-

messenheit gemäß § 30 Abs. 2 iVm. § 125 Abs. 1 UmwG zu erfolgen hat1. 

Aus den für unsere Abspaltungsprüfung vorgelegten Dokumente und Unterlagen haben sich 

keine Anhaltspunkte für einen Sachverhalt ergeben, der einen Anspruch auf ein Abfindungsan-

gebot begründen würde. 

Im Einzelnen ist Folgendes festzustellen: 

(1) Es liegt kein Tatbestand einer Mischabspaltung gemäß § 29 Abs. 1 Satz 1 erste Alternative 

UmwG vor, also einer Abspaltung auf eine Gesellschaft anderer Rechtsform. Zwar finden 

auf die übernehmende SE neben den Vorschriften des Aktiengesetzes gemäß Art. 9 Abs. 1 

c) ii) SE-VO auch Vorschriften der SE-VO Anwendung. Diese Unterschiede begründen aber 

mit Blick auf die übertragende AG keine Misch-Konstellation iSd. § 29 Abs. 1 Satz 1 erste 

Alternative UmwG2. 

(2) Auch liegt kein Tatbestand eines kalten Delisting gemäß § 29 Abs. 1 Satz 1 zweite Alterna-

tive UmwG vor. Zwar erfolgt eine Abspaltung von der börsennotierten AG auf die derzeit 

noch nicht börsennotierten SE, sodass formal der Tatbestand des § 29 Abs. 1 Satz 1 zweite 

Alternative UmwG vorliegt. Jedoch ist in Ziff. 11.6 AÜV bestimmt, dass im Zuge der Ab-

spaltung eine unverzügliche Börsennotierung3 der SE im regulierten Markt der Frankfurter 

Wertpapierbörse und gleichzeitig im Teilbereich des regulierten Markts mit weiteren Zu-

lassungsfolgepflichten (Prime Standard) der Frankfurter Wertpapierbörse erfolgt. In die-

sem Marktsegment werden auch die Aktien an der AG gehandelt. Es bedarf also nicht des 

Schutzes der Aktionäre der übertragenden AG durch ein Barabfindungsangebot4; entspre-

chendes gilt gemäß Art. 9 Abs. 1 c) ii) SE-VO bei einer SE5. 

(3) Aus den vorgelegten Unterlagen haben sich keine Verfügungsbeschränkungen gemäß § 29 

Abs. 1 Satz 2 UmwG für die durch abspaltungsbedingte Kapitalerhöhung von der SE neu 

zu schaffenden auf den Namen lautenden Stückaktien ergeben.  

Die Eigenschaft als Namensaktie begründet nicht per se eine Erschwernis der Verfügung 

im Sinne des § 29 Abs. 1 Satz 2 UmwG6.  

 

                                                                                                          

1     Siehe bereits die Kurzfeststellung in vorstehender Textziffer 13. 

2     Winter, aaO., § 29 Rn. 8 mwN. 

3     Zur Zulässigkeit der Börsennotierung im Zuge der Abspaltung, siehe zB. Brellochs, aaO., § 141 Rn. 20 

mwN. 

4    Teleologische Reduktion des § 29 UmwG, siehe Winter, aaO., § 29 Rn. 9 mwN. 

5    Winter, aaO., § 29 Rn. 9 mwN. 

6    Wälzholz, in: Widmann/Mayer, UmwR, 218. Ergänzungslieferung, Stand: Febr. 2025, § 29 Rn. 24. 
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Bei Namensaktien kann eine Verfügungsbeschränkung dadurch geschaffen werden, dass 

in der Satzung die Übertragung an die Zustimmung der SE gebunden wird (sogenannte 

Vinkulierung gemäß § 68 Abs. 2 AktG). Die abspaltungsbedingte Neufassung der Satzung 

der SE enthält keine Vinkulierung und damit keine Verfügungsbeschränkung.  

Schließlich stellt sich die Frage, ob Unterschiede in der technischen Abwicklung des Han-

dels von Inhaber- und Namensaktien in dem oben genannten Marktsegment als Verfü-

gungsbeschränkung einzuordnen sind. Dieses Thema wird – soweit derzeit ersichtlich – im 

einschlägigen umwandlungsrechtlichen Schrifttum nicht behandelt. Nach der für uns plau-

siblen Beurteilung des rechtlichen Beraters der AG sind die rein technischen Unterschiede 

in der Abwicklung des Handels nicht als Verfügungsbeschränkungen einzuordnen. 

b) Prüfung der Vollständigkeit und Richtigkeit der erforderlichen gesetzlich bestimmten An-

gaben 

29. Wir haben geprüft, ob die für den Abspaltungssachverhalt identifizierten erforderlichen gesetz-

lichen Angaben im AÜV vollständig und richtig enthalten sind. Dabei haben wir insbesondere die 

unter Textziffer 7 aufgeführten Unterlagen herangezogen.  

30. Unsere Prüfung hat keine Anhaltspunkte für Einwendungen ergeben, die Anlass für Zweifel an 

der Vollständigkeit und Richtigkeit der erforderlichen Angaben im AÜV begründen könnten.  

Im Einzelnen ist Folgendes festzustellen: 

(1) Im AÜV ist die AG mit der Firma Continental Aktiengesellschaft und dem Sitz Hannover 

benannt. Diese entsprechen den Angaben im Handelsregister und der AG-Satzung. Die SE 

ist mit der Firma Continental Automotive Holding SE und dem Sitz München benannt. 

Auch diese Angaben entsprechen denjenigen im Handelsregister und der SE-Satzung in der 

Fassung vom 25. Februar 2025. (Angaben gemäß § 126 Abs. 1 Nr. 1 UmwG)  

(2) In Ziff. 6.1 und 6.2 AÜV iVm. Buchstabe (D) der Präambel und Ziff. 21.1 AÜV ist das Ab-

spaltungsvermögen genau bezeichnet. Es umfasst die 100% Beteiligung an der CAT, beste-

hend aus sämtlichen Geschäftsanteilen mit den Nummern 4 bis 526.568 und einem Nenn-

betrag der Anteile von EUR 526.565,00 sowie die Vertragsposition als Obergesellschaft des 

BGAV und damit alle Rechte und Pflichten aus dem BGAV. Es wird erläutert, dass die AG 

das Abspaltungsvermögen durch eine vorgeschaltete Verschmelzung erlangt. (Angaben 

gemäß § 126 Abs. 1 Nr. 2 und Nr. 9 UmwG)   

(3) In Ziff. 11.1 des AÜV ist festgelegt, dass die Aktionäre der AG als Gegenleistung für die 

Übertragung des Abspaltungsvermögens kostenfrei für je zwei auf den Inhaber lautende 

Stückaktien an der AG (nachfolgend auch „AG-Stückaktien“) je eine auf den Namen lau-

tende Stückaktie an der SE erhalten (nachfolgend auch „SE-Stückaktie“). (Angaben gemäß 

§ 126 Abs. 1 Nr. 3 und Nr. 10 UmwG).  

 

 



PwC 

18 

  

DEE 00149587.1.1 
 

Aufgrund dieses Zuteilungsverhältnisses ergeben sich sogenannte Aktienspitzen (Teil-

rechte), sofern die Anzahl der AG-Aktien eines AG-Aktionärs nicht glatt durch zwei teilbar 

ist.  

Im Spaltungsbericht werden das Zuteilungsverhältnis von je einer SE-Stückaktie für je zwei 

AG-Stückaktien sowie die Einzelheiten zu den Teilrechten näher erläutert.  

Hinsichtlich der Prüfung der „Angemessenheit“ des Zuteilungsverhältnisses siehe nachfol-

gend unter Abschnitt C. II. 

(4) Ziff. 11.1 AÜV bestimmt, dass an die Aktionäre der AG insgesamt 100.002.991 neue auf 

den Namen lautende Stückaktien der SE gewährt werden. Die zu gewährenden Stückak-

tien mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital von EUR 2,50 werden durch eine ordent-

liche Kapitalerhöhung geschaffen und durch einen Treuhänder ausgegeben. Die Kosten der 

Aktiengewährung trägt gemäß Ziff. 19.1 AÜV die SE. (Angaben gemäß § 126 Abs. 1 Nr. 4 

UmwG) 

(5) In Ziff. 11.2 AÜV ist festgelegt, dass die von der SE zu gewährenden Stückaktien ab dem 1. 

Januar 2025 gewinnberechtigt sind. (Angaben gemäß § 126 Abs. 1 Nr. 5 UmwG) 

(6) Als Zeitpunkt, von dem an im Verhältnis zwischen der AG und der SE die Handlungen, die 

das Abspaltungsvermögen betreffen, als für Rechnung der SE vorgenommen gelten, wird 
in Ziff. 2.1 AÜV der 1. Januar 2025, 0:00 Uhr („Abspaltungsstichtag“) bestimmt. (Angaben 

gemäß § 126 Abs. 1 Nr. 6 UmwG) 

(7) In Ziff. 12 AÜV ist angegeben, dass keine Rechte für einzelne Aktionäre der übertragenden 

Gesellschaft und/oder der übernehmenden Gesellschaft oder Inhaber besonderer Rechte 

im Sinne von § 126 Abs. 1 Nr. 7 UmwG gewährt werden und auch keine Maßnahmen im 
Sinne dieser Vorschrift für solche Personen vorgesehen sind. (Angabe gemäß § 126 Abs. 1 

Nr. 7 UmwG) 

(8) Nach Ziff. 13 AÜV ist „geplant“, jedem Mitglied des Vorstands der SE, das zum Zeitpunkt 

des Wirksamwerdens der Abspaltung bestellt ist, ein „SpinOff-Bonus“ zu gewähren, der ei-

nen Anreiz schaffen soll, mittel- und langfristig zum Erfolg des zukünftigen Automotive-

Konzerns beizutragen. Auf die weitergehenden Erläuterungen zum „SpinOff-Bonus“ im 

Spaltungsbericht wird verwiesen. 

Weitere besondere Vorteile, die einem Mitglied eines Vertretungsorgans oder eines Auf-

sichtsorgans der an der Abspaltung beteiligten Gesellschaften, dem Abschlussprüfer der AG 

und/oder der SE oder dem gemeinsamen Abspaltungsprüfer gewährt werden, sind nicht 

vorgesehen. (Angaben gemäß § 126 Abs. 1 Nr. 8 UmwG) 

(9) Das Abspaltungsvermögen wird im AÜV genau bezeichnet; siehe bereits vorstehend unter 

(2). (Angaben gemäß § 126 Abs. 1 Nr. 9) 

(10) Die Aufteilung/Zuteilung der SE-Stückaktien auf die Aktionäre der übertragenden AG sind 

im AÜV angegeben; siehe bereits vorstehend unter (3). (Angaben gemäß § 126 Abs. 1 Nr. 

10) 
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(11) In Abschnitt V. des AÜV sind die Folgen der Abspaltung für die Arbeitnehmer und ihre Ver-

tretungen, sowohl für die bei der AG verbleibenden als auch für die auf die SE zu übertra-

genden Gesellschaften, umfassend dargestellt. Dies betrifft insbesondere die individual-, 

kollektiv-, tarif- und mitbestimmungsrechtlichen Folgen. In Ziff. 16 AÜV werden Maßnah-

men im Zusammenhang mit der Abspaltung aufgezeigt. Diese werden im AÜV umfassend 

dargestellt. (Angaben gemäß § 126 Abs. 1 Nr. 11 UmwG) 

c) Prüfung der Richtigkeit der fakultativen Angaben/Vereinbarungen 

31. Wir haben geprüft, ob die fakultativen Vereinbarungen im AÜV richtig (dh. inhaltlich bezie-

hungsweise sachlich richtig und in sich widerspruchsfrei) sind. Hierfür haben wir auch die Erläu-

terungen im Spaltungsbericht herangezogen. 

32. Unsere Prüfung hat keine Anhaltspunkte für Einwendungen ergeben, die Anlass für Zweifel an 

der Richtigkeit der fakultativen Vereinbarungen begründen könnten.  

33. Die freiwilligen Angaben betreffen insbesondere die spaltungsbedingte Sachkapitalerhöhung bei 

der SE zur Schaffung der zu gewährenden neuen SE-Stückaktien (Ziff. 11.3 AÜV), die Börsenno-

tierung der SE-Stückaktien (Ziff. 11.6 AÜV) sowie Regelungen über den Innenausgleich in Bezug 

auf die gesamtschuldnerische Mithaftung der AG und der SE gemäß § 133 UmwG (Ziff. 9 AÜV).  

34. Schließlich verweist Ziff. 15 AÜV auf den in der Anlage 15 beigefügten Konzerntrennungsver-

trag, in dem die Vertragsparteien „für die Zeit nach dem Wirksamwerden der Abspaltung ver-

schiedene zwischen ihnen und den jeweiligen Konzerngesellschaften bestehende Rechtsbezie-

hungen regeln“ wollen. 

II. Angemessenheit des Umtauschverhältnisses / Zuteilungsverhältnisses 

 

35. Wir haben geprüft, ob das vorgeschlagene Zuteilungsverhältnis (Umtauschverhältnis iSd. § 126 

Abs. 1 Nr. 3 UmwG) angemessen ist (§ 12 Abs. 2 iVm. § 60 iVm. § 125 Abs. 1 UmwG). In Ziff. 11.1 

AÜV ist bestimmt, dass jeder AG-Aktionär für jeweils zwei AG-Stückaktien eine neue SE-

Stückaktie erhält. 
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36. Angemessen ist das Zuteilungsverhältnis, wenn den AG-Aktionären neue SE-Stückaktien in einer 

Anzahl gewährt werden, die die abspaltungsbedingte Wertminderung ihrer AG-Stückaktien aus-

gleicht1. In diesem Fall kommt es für die AG-Aktionäre zu keiner Vermögensminderung. Es han-

delt sich dann um eine sogenannte „verhältniswahrende“ Abspaltung, die eine vergleichende Be-

wertung des Abspaltungsvermögens der AG und des Gesamtvermögens der SE nicht erfordert2.  

37. Wir haben geprüft, ob die in Ziff. 11.1 AÜV bestimmte Zuteilung der SE-Aktien eine verhältnis-

wahrende Abspaltung darstellt, mit anderen Worten, ob die dem jeweiligen Aktionär zu gewäh-

renden SE-Stückaktien einen Wert verkörpern, der der Minderung des Wertes seiner fortbeste-

henden AG-Aktien entspricht.  

38. Hierzu stellen wir Folgendes fest: 

(1) Aktuell sind die AG-Aktionäre unmittelbar an der AG als übertragende Gesellschaft und 

mittelbar über die AG an deren 100% Tochtergesellschaft, der SE als übernehmende Ge-

sellschaft, beteiligt.  

(2) Das im AÜV bestimmte Zuteilungsverhältnis von zwei AG-Stückaktien zu einer SE-

Stückaktie ist für jeden AG-Aktionär konzeptionsgemäß gleich.  

(3) Daraus folgt, dass die Aktionäre in demselben Verhältnis zueinander unmittelbar an der 

AG und unmittelbar an der SE beteiligt sein werden. Der Wert ihrer aktuellen AG-

Beteiligung wird lediglich auf AG-Stückaktien und SE-Stückaktien „verteilt“. Mithin wer-

den die Aktionäre verhältniswahrend3 an der SE und damit an dem Abspaltungsvermögen 

beteiligt sein. 

(4) Das für den einzelnen Aktionär bei ungerader Anzahl von AG-Stückaktien Teilrechte ent-

stehen können, steht der Annahme einer verhältniswahrenden Abspaltung nach dem um-

wandlungsrechtlichen Schrifttum nicht entgegen4. 

39. Als Ergebnis unserer Prüfung stellen wir fest, dass das in Ziff. 11.1 AÜV bestimmte Zuteilungs-

verhältnis angemessen ist. Aufgrund der verhältniswahrenden Zuteilung entfallen Angaben ge-

mäß § 12 Abs. 2 Satz 2 UmwG.  

                                                                                                          

1     Siehe zB. Hörtnagl, in: Schmitt/Hörtnagl, UmwG/UmwStG, 10. Auflage, 2024, § 126 Rn. 34.  
2     Siehe Verse, in: BeckOGK, UmwG, Stand: 01.01.2024, § 126 Rn. 42 mwN. 
3     Formell verkörpert die unmittelbare SE-Beteiligung jedes Aktionärs im Vergleich zu seiner AG-

Beteiligung eine geringfügig niedrigere Beteiligungs-„Quote“, weil die AG weiterhin, geringfügig an der 

SE beteiligt ist. Materiell ändert sich der Wert der Beteiligung jedes Aktionärs an der AG und der SE im 

Vergleich zu dem Wert seiner Beteiligung an der AG vor Abspaltung nicht, weil die AG-Aktionäre inso-
weit mittelbar an der SE beteiligt sind. 

4    Verse, in: BeckOGK, UmwG, Stand: 01.01.2024, § 128 Rn. 15 
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D. Schlussbemerkung und Prüfungsergebnis 

Die Continental AG als übertragende Gesellschaft hat mit der Continental Automotive Holding 

SE als übernehmende Gesellschaft am 13. März 2025 einen Abspaltungs- und Übernahmevertrag 

abgeschlossen, der am 13. März 2025 notariell beurkundet wurde (nachfolgend „Abspaltungs-

vertrag“). 

Danach spaltet die Continental AG, die 100% Beteiligung an der Continental Automotive Tech-

nologies GmbH und die Vertragsposition als Obergesellschaft des Beherrschungs- und Gewinn-

abführungsvertrags mit der Continental Automotive Technologies GmbH auf die Continental Au-

tomotive Holding SE ab (Abspaltung zur Aufnahme gemäß § 123 Abs. 2 Nr. 1 UmwG iVm. Art. 9 

Abs. 1 c) ii) SE-VO). Die Continental AG erhält das Abspaltungsvermögen durch eine der Abspal-

tung vorgeschaltete Verschmelzung mit ihrer 100% Tochtergesellschaft, der Continental Auto-

motive GmbH. 

Als Gegenleistung gewährt die Continental Automotive Holding SE den Aktionären der Conti-

nental AG neue, auf den Namen lautende Stückaktien, die im Zuge der Abspaltung zum Handel 

an der Börse zugelassen werden.   

Als gerichtlich bestellte gemeinsame Abspaltungsprüferin sind wir von den beiden Vorständen 

mit der Prüfung der Abspaltung beauftragt worden. 

Als abschließendes Ergebnis unserer Prüfung der Abspaltung, also der Rechtmäßigkeit des Ab-

spaltungsvertrags unter Beachtung des International Standard on Assurance Engagements 

(ISAE) 3000 (Revised) für eine betriebswirtschaftliche Prüfung, bestätigen wir mit hinreichender 

Sicherheit auf den Tag der Unterzeichnung dieses Berichts aufgrund der uns vorgelegten Doku-

mente und Unterlagen sowie der uns gegebenen Auskünfte, Erläuterungen und Informationen 

das Folgende: 

(1) Die im Abspaltungsvertrag enthaltenen gesetzlich bestimmten Angaben sind vollstän-

dig und richtig. 

(2) Die im Abspaltungsvertrag enthaltenen freiwilligen Vereinbarungen sind richtig. 
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(3) Das im Abspaltungsvertrag vorgeschlagene Zuteilungsverhältnis, nach dem die Aktio-

näre der Continental AG für jeweils zwei Stückaktien eine neue Stückaktie an der Con-

tinental Automotive Holding SE erhalten, ist angemessen. Bare Zuzahlungen werden 

nicht gewährt.  

(4) Die Angemessenheit einer Barabfindung war nicht zu prüfen, weil ein Sachverhalt für 

ein solches Abfindungsangebot nicht vorliegt.  

Hannover, den 14. März 2025  

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Dr. Arne Jacobi ppa. Martin Kyeremateng 

Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 



 



















































































































1. Geltungsbereich
(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschafts-
prüferinnen, Wirtschaftsprüfern oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 
(im Nachstehenden zusammenfassend „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und 
ihren Auftraggebern über Prüfungen, Steuerberatung, Beratungen in wirt-
schaftlichen Angelegenheiten und sonstige Aufträge, soweit nicht etwas 
anderes ausdrücklich in Textform vereinbart oder gesetzlich zwingend 
vorgeschrieben ist.
(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies vereinbart ist oder 
sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf 
solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten 
gegenüber. Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit 
dem Auftraggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten 
zu.

2. Umfang und Ausführung des Auftrags
(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein  
bestimmter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer 
übernimmt im Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben 
der Geschäftsführung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder 
Umsetzung der Ergebnisse seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der 
Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sich zur Durchführung des Auftrags sach-
verständiger Personen zu bedienen.
(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei  
betriebswirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen Vereinbarung in 
Textform.
(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschlie-

-
tet, den Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folge-
rungen hinzuweisen.

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer 
alle für die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weite-
ren Informationen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vor-
gängen und Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung 
des Auftrags von Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterla-
gen und weiteren Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst wäh-
rend der Tätigkeit des Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftragge-
ber wird dem Wirtschaftsprüfer geeignete Auskunftspersonen benennen.
(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Voll-
ständigkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen 
sowie der gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirt-
schaftsprüfer formulierten Erklärung in gesetzlicher Schriftform oder einer 
sonstigen vom Wirtschaftsprüfer bestimmten Form zu bestätigen.

4. Sicherung der Unabhängigkeit
(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit 
der Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer 
des Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder 
Übernahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene 
Rechnung zu übernehmen.
(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirt-
schaftsprüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netz-
werkunternehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf 

wie auf den Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beein-
trächtigen, ist der Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des 
Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte
Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des 
Auftrags in gesetzlicher Schriftform oder Textform darzustellen hat, ist al-
lein diese Darstellung maßgebend. Entwürfe solcher Darstellungen sind 

unverbindlich. Sofern nicht anders gesetzlich vorgesehen oder vertraglich 
vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des Wirtschafts-
prüfers nur dann verbindlich, wenn sie in Textform bestätigt werden. Er-
klärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten 
Auftrags sind stets unverbindlich.

 
(Arbeitsergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Ent-
wurf oder in der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden 
des Wirtschaftsprüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der 
in Textform erteilten Zustimmung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der 
Auftraggeber ist zur Weitergabe oder Information aufgrund eines Geset-

die Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auf-
traggeber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig.

7. Mängelbeseitigung
(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfül-
lung durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. 
unberechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der 
Nacherfüllung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurück-
treten; ist der Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann 
der Auftraggeber wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktre-
ten, wenn die erbrachte Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, 
Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Inte- 
resse ist. Soweit darüber hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt 
Nr. 9.
(2) Ein Nacherfüllungsanspruch aus Abs. 1 muss vom Auftraggeber un-
verzüglich in Textform geltend gemacht werden. Nacherfüllungsansprü-
che nach Abs. 1, die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, ver-
jähren nach Ablauf eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn.

und dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom 
Wirtschaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkei-

enthaltene Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äuße-
rung auch Dritten gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fäl-
len ist der Auftraggeber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören.

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 
-

de, die ihm bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, 
Stillschweigen zu bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von 

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezo-
genen Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Da-
tenschutz beachten.

9. Haftung
(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, 
insbesondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen 
Haftungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des 
§ 323 Abs. 2 HGB.
(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung 

Anspruch des Auftraggebers aus dem zwischen ihm und dem Wirtschafts-
prüfer bestehenden Vertragsverhältnis auf Ersatz eines fahrlässig verur-
sachten Schadens, mit Ausnahme von Schäden aus der Verletzung von 

des Herstellers nach § 1 ProdHaftG begründen, gemäß § 54a Abs. 1  
Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt. Gleiches gilt für Ansprüche, die Dritte 
aus oder im Zusammenhang mit dem Vertragsverhältnis gegenüber dem 
Wirtschaftsprüfer geltend machen.

Allgemeine Auftragsbedingungen
für

 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften

vom 1. Januar 2024
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(3) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer be-
-

letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag 

(4) Der Höchstbetrag nach Abs. 2 bezieht sich auf einen einzelnen Scha-
densfall. Ein einzelner Schadensfall ist auch bezüglich eines aus mehreren 

-

Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren aufeinanderfol-
genden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder 
gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als einheitliche 

rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In diesem Fall 
kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in Anspruch ge-
nommen werden.
(5) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs 
Monaten nach der in Textform erklärten Ablehnung der Ersatzleistung Klage 
erhoben wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies 
gilt nicht für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zu-
rückzuführen sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Kör-

 
nach § 1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung gel-
tend zu machen, bleibt unberührt.
(6) § 323 HGB bleibt von den Regelungen in Abs. 2 bis 5 unberührt.

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer 
geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder 
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden.
Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist 
ein Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im  

in gesetzlicher Schriftform erteilter Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und 
mit dem von ihm genehmigten Wortlaut zulässig.
(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der 
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber 
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des 
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben.
(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weite-
re Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuer-
lichen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftrag-
geber genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und 
vollständig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er 
hat jedoch den Auftraggeber auf von ihm festgestellte wesentliche Unrichtig-
keiten hinzuweisen.
(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen 
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu 
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftrag-
geber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen 
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass 
dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung 
steht.
(3) Mangels einer anderweitigen Vereinbarung in Textform umfasst die lau-
fende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkeiten:
a) Ausarbeitung und elektronische Übermittlung der Jahressteuererklärun-

gen, einschließlich E-Bilanzen, für die Einkommensteuer, Körperschaft-
steuer und Gewerbesteuer, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber 
vorzulegenden Jahresabschlüsse und sonstiger für die Besteuerung 
erforderlichen Aufstellungen und Nachweise

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern
c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 

unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden
d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 

Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern
e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der 

unter a) genannten Steuern.
Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die  

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein  
Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger Vereinbarungen in Text-
form die unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert 
zu honorieren.

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuer- 
beratervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwen-
den ist, kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in 
Textform vereinbart werden.
(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Kör-
perschaftsteuer, Gewerbesteuer und Einheitsbewertung sowie aller Fragen 
der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben erfolgt auf 
Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für
a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf 

dem Gebiet der Erbschaftsteuer und Grunderwerbsteuer,
b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der  

Finanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,
c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit  

Umwandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung,  
Eintritt und Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, 
Liquidation und dergleichen und

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als 
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung 
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob 
alle in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen 
wahrgenommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung 
der Unterlagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht über-
nommen.

12. Elektronische Kommunikation
Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber 
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunika-
tion per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen 
stellt, wie etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den 
Wirtschaftsprüfer entsprechend in Textform informieren.

13. Vergütung
(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforde-
rung Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zu-
sätzlich berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und 
Auslagenersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vol-
len Befriedigung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber 
haften als Gesamtschuldner.
(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen 
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur 
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig.

14. Streitschlichtungen
Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer 
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbei-
legungsgesetzes teilzunehmen.

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden  
Ansprüche gilt nur deutsches Recht.

 Lizenziert für/Licensed to: PricewaterhouseCoopers GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft |4319723

 

20
00

00
06

35
16

50

M4PDF-Engine V24.20


		2025-03-18T16:34:08+0000


		2025-03-18T16:31:31+0000




